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sSeboren an 
wohnhaft 
3549 Wolfhagen, verheiratet, Deutscher, 

henaligen SS-Obersturmbannführer     
   ’ 

Verdachts des Mordes 

hat die 4. Strafkamner (Schwurgerichtskanner) des Iand- gerichts Kassel am 27. Jamar 1981 

beschlossen: 

Der Angeschuldigte wird außer Verfolgung gesetzt. 

Die Kosten des Verfahrens fallen der Staatskasse 
- 

.. N 

r Last. Seine notwendigen Auslagen trägt der An zu . 

geschuldigte selbst.
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setzt jährij 

ger Jet Es sn Beschulgigg, ; td 
„anrend = d Fe als Komm; 5 Soehuldigt worden. ; i : u! i a garizei und CS Sicherhertgag engen (2 Scherheite 
„zizk Tschernigon/Ukraine yon Frühjan. für den General. Ja) i 1gu2 = damals im Rang eines Sum 

jorgend® Massen- und Einzeltötungen jetäschen Zivilbevölkerung 

genen angeordnet bzw. 

ter ab 2 Jahren befunden haben, die zum Teiı nicht er. schossen, sondern durch Zertrü _ u Tünmerung des Schädels er- schlagen worden sein sollen. : n Die Opfer sollen aus dem der Sicherheitspolizei unterstehenden Stadtgefängnis und aus einem in der Nähe befindlichen Kriegsgefangenen- lager zur Erschießungsstelle gebracht worden sein. 

2. Massen- und Einzeltötungen im Forst Podussowka bei Tscher- 
nigow (südlich der Siedlung Podussowka). 

Hier sollen insgesamt rund 15.000 Angehörige der Zivil- 
bevölkerung - Mönner, Frauen und Kinder - und Kriegsge- 
fangene, ebenfalls meist durch Genickschüsse, ermordet 
und in 11 Massengräbern beigesetzt worden sein. Bei den 
ermordeten Kindern soll es sich um Säuglinge und um Kin- 

der im Alter bis zu 12 Jahren gehandelt haben, die zum 

Teil durch Zertrünmerung des Schädels erschlagen, zun 
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teil auch lebendi; 

r sollen ü E Degraben we 
opfe: n Überwiegeng „In sein 
Tschernigow zur Hinrie Aus dem s Sollen, Die 

sein, im Oktober A945 WEST, 
an ei e Trac) 

gchen. einen Ta, Acht Yonden 

Massen- und Einzele R 

ina bei "schießungen i 
scohlna Den Tschernigow In Forst Roschew. ht: ® Sc] 

„ Erschießungen auf den Gelände des g 
Ss 

Tschernigow. tadtgefängnisses 

Zivilbevölkerung erschossen und in 16 Massengräbern bei rn bei- 

gesetzt worden sein. Eine Massenerschießung soll sich 
im Sommer 1942 auf dem sogenannten "großen Spaziergang- 
Hof' des Gefängnisses ereignet haben. 

Erschießung von Kriegsgefangenen aus den Kriegsgefange- 

nenlager auf dem Gelände des städtischen Krankenhauses 

Tschernigow. 

Die Erschießungen sollen sich zum Teil im Lager selbst, 

zum Teil während des Marsches zum Bau des weiteren 

Kriegsgefangenenlagers im Forst Kriwoljewtschina ereig- 

net haben. 

Erschießung im Forst Malejew Row bei Tschernigow. 

Hier sollen im April 1942 rund 100 Männer und Frauen im 

Mter zwischen 17 und 45 Jahren erschossen und in einen 

Massengrab beigesetzt worden sein.
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ordung von Geisteskranken in der psychiatrischen 
‚preilung des städtischen Krankenhauses in Tschernigow. 

gjer sollen in Juni 1942 die.letzten 100 Geisteskranken, 
gie den vorhergegangenen Erschießungen und Vergasungen 

x Gaswagen ni 
ee 8 Be cht zum Opfer gefallen waren, vergif- 

yet worden 2 

8. grschießungen im Forst Jelowschtschina bei Tschernigon. 

Hier sollen im Herbst 1942 9 sowjetische Kriegsgefange- 

ne erschossen und in einem gemeinsamen Grab beigesetzt 

worden sein. 

rhängungen in Tschernigow. 

In der Schewtschenkostraße in Tschernigow sollen im April 

1942 3 Angehörige der Zivilbevölkerung an dem Balkon ei- 

nes Hauses erhängt worden sein. 

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft Kassel vom 19.3.1971 ist 

gegen den Angeschuldigten wegen und im Umfang der vorgenann- 

ten Beschuldigungen durch Verfügung des Untersuchungsrichters 

beim Landgericht Kassel vom 30.4.1971 die gerichtliche Vor- 

untersuchung gemäß 8 178 £f.a.F. StPO eröffnet worden. Durch 

Verfügung vom 22.1.1974 ist die gerichtliche Voruntersuchung 

geschlossen worden. 

Die Staatsanwaltschaft hat am 13.1.1981 beantragt, den Ange- 

schuldigten gemäß $$ 198, 204 Abs.2 a.F. StPO außer Verfol- 

gung zu setzen. 

Dem Antrag der Staatsanwaltschaft war stattzugeben. 

Aufgrund der bereits zuvor durchgeführten Ermittlungen der 

Staatsanwaltschaft und den in Rahmen der gerichtlichen Vor- 

untersuchung gewonnenen Erkenntnissen steht fest, daß im 

Raum Tschernigow in dem hier in Frage stehenden Zeitraum 
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‚ühjahr bis End: 

von F 
© 1942 - außenden en 

er ab Herbst 
gef und später be mindestens Frühjahr 

‚ot eingesebzt Sicherheitspolizei und 1943 - durch die 

ins ab Frühjahr 1942 der ns SD, an deren 

a 38 größeren Umfang Erschießungen v. gte stand, häufig 

5 näen sind. Soweit es die unter en nn pe 

A Gelände des Stadtgefängnisses Tscherni een 
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es städtischen Krankenhauses Tschernigow) n m Ben 

fe detrifft, sind diese allerdings von keinen nn m 

nen Zeugen konkret bestätigt worden. Auch die Eee 

joigten Angaben in der Sowjetunion vernommener Zeugen sind 

gecht allgemein gehalten und beruhen zum Teil auf Hörensa- 

Die Kammer zieht hieraus zwar nicht den Schluß, daß 

Tötungen tatsächlich nicht ereignet haben. Trotz 

r Ermittlungen konnte jedoch nicht geklärt wer- 

ch diese Ereignisse zugetragen haben und auf 

von welchen Personenkreis sie 

gen- 

sich diese 

infangre
iche: 

den, wann si 

vessen Veranla
ssung hin bzw. 

durchgef
ührt worden sind. 

htlich der verbleib
enden 

war eine konkrete
 Zuordnun

g jener Vorfä
lle, 

he der Zeugen zu erinnern
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'atkonplexe, insbesondere zu 

an wel- 

eben- 
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che sich eine Rei! 

falls nur unzureiche
n 

nöglich. Feststeht danach al 

jeten von Tschernigow, 

heitsdienst in den Randgeb: 

in dort gelegenen Waldgebieten, 
zahlreiche Menschen get 

hat, die zumindest zum großen Teil aus dem Gefängnis von 

Befehlsgewalt
 des Angeschuldigt

en unt
er- 

‚r Band III B1.384 

en Sedlmay®: 

Lastkraft
wagen dorthin ver- 

nen zumindest zum über- 

ötet 

Tschernigow, das der 

stand (vgl. u.a. die Vernehnung 

und Haar Band II Blatt 299) auf 

bracht worden waren. Daß diese Aktio 
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jegende Teil mit Wissen des Angeschuldigte 
” gefehl durchgeführt worden sind, steht n bzw. auf sei- 

g der Kammer fest. Allenfalls = Reue = Überzeu- 

ee von dem Inkessheniter können die 

: neten Be eigennächtig en = er nachge- 

85 seht auch weiterhin fest, daß der san Er 
‚ine? Reihe von Exekutionen selbst anwesend war es bei 

„js beider und verantwortlicher Dienstvorgesetzter d Fe 
„njeßungekommandos. Dies ergibt sich aus den An Me 
jeugen ee (Band III Blatt 399 tr), s Eee 
„ı Blatt 152 ff) und H (Band V Blat Schließ- 
jch kann es aufgrund d 

sjatt 293 ff), Vi (Band VI Blatt 38 ££), S 
yıı Blatt 152 ff7, RE II Blatt ff) und I 

weifel unterliegen, daß auch (Band TT’Bl. 250: ff) 

zahlreiche Frauen und Kinder vermutlich jüdischer Abstammung 

oder zur Volksminderheit der Zigeuner gehörend (vgl. die Aus- 

sagen Metscher und Slawinski) zu den Tatopfern zählten. Daß 

insbesondere jene dabei zu Tode gekommenen Kinder weder be- 

waffnete Kriegsgegner im völkerrechtlichen Sinne noch waffen- 

tragende Partisanen waren, bedarf keiner Darlegung. Auch zu- 

nindest ein Großteil der erschossenen Frauen dürfte weder 

der einen noch der anderen Gruppe zuzuordnen gewesen sein, 

wenngleich andererseits nicht ausgeschlossen werden kann, 

daß es sich bei einigen der getöteten Frauen um Partisaninnen 
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agen der Zeugen H 

          

gehandelt haben kann. 

en schwerwiegenden Verdachtsmomente Trotz dieser im einzeln 

hat sich ein hinreichender Matverdacht für eine Täterschaft 

oder Teilnahme des Angeschuldigten an Ermordungen von Zivi- 

listen oder Kriegsgefangenen im Sinne von $ 211 StGB nicht 

bestätigt. Zwar liegt aufgrund der vorstehend geschilderten 

Einzelumstände die Annahme nahe, daß der Angeschuldigte aus 

Rassenhaß oder, wie es in der nationalsozialistischen Ter- 

minologie hieß, zur "Vernichtung lebensunwerten Lebens", mit- 

u



niedrj n 
a150 aus rigen Beweggründen auch di 

pt zuden und sonstigen Zivilperso / le Erschießung 

n 
nen, nam 

“ ginderl, angeordnet hat. Die Die entlich Frauen 

d Summarische Schlußfolge- 
De ! Ang j der eschuld En 

, dap igbe als örtlicher Kommandeur der 

a ey Sicherheitsdienstes in Bezirk 
nernigow für die Anordnung von Erschj re 

pc ä chießungen zuständig 

„ und derartige Befehle in der Regel auch selb 
e anal R 1 st gegeben 

müsse er no oe 8 auch für die Tötung von an Kanpf- 

„andlungen unbe er Frauen und Kindern verantwortlich 

sein, Ist jedoch in dieser Allgemeinheit nicht zwingend, 

zumal — wie bereits dargelegt - nicht auszuschließen ist, 

aß fxekutionen tatsächlich von Untergebenen des Angeschul- 

zjgten ohne sein Wissen angeordnet worden sind. Jedenfalls 

„äre es im Falle der Durchführung einer Hauptverhandlung 

nicht möglich, den Angeschuldigten allein aufgrund eines 

jerartigen Rückschlusses wegen Mordes zu verurteilen. Hier- 

für bedürfte es vielmehr einer exakten Beweisführung durch 

Zeugenaussagen oder andere Beweismittel bezüglich konkreter 

Vorfälle. Keiner der vernommenen Zeugen hat jedoch mit der 

srforderlichen Bestimmtheit derartige konkrete Vorfälle be- 

zeichnen können, in welchen Angehörige eines zivilen Perso- 

nenkreises (z.B. Personen jüdischer Abstammung, Zigeuner 

oder russische Zivilisten) auf Anweisung des Angeschuldig- 

ten getötet worden sind. Soweit der Angeschuldigte bei den 

Erschießungen selbst am Matort zugegen war, ist nicht aus- 

zuschließen, daß es sich bei den Erschossenen um Partisa- 

nen handelte (vgl. die Aussagen Sedlmayer Band III Blatt 

399 ff und Heckmann Band V Blatt 39 ff). Allein der Zeuge 

5 hat sowohl bekundet, daß Frauen und Kinder unter 

er Angeschuldigte 

Da er jedoch 

nat 4 

den Opfern gewesen seien, als auch, daß d 

sn diesen Erschießungen teilgenommen habe. 

lediglich von einer "wechselnden Anwesenheit der Sturmbann- 

führer ALLE und EURE berichtet hat, kann trotz 

Be
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ugunsten ge Be eschloaaen Werden, daR des Angeschuldigten u in sei . gapeäsanen getötet worden sind, ee el u 

  

Chenen Zeit - an die sansligen Ereignisse in Tschernigow Zwar noch generelle rinnerungen gehabt, vermochten diese jedoch oft nicht ein- zelnen, konkreten Vorfällen zuzuordnen. Letztlich nag den 
Angeschuldigten dabei auch zugute kommen, daß in dem hier 
in Rede stehenden Zeitraum eine Vielzahl nach dem gleichen 
organisatorischen Schema ablaufende Txekutionen durchge- 
führt wurden, diese also beinahe zum Alltag gehörten. 
Schließlich kann auf Grund der Aussagen der vernommenen 
Zeugen auch nicht festgestellt werden, daß die unter Lei- 
tung des Angeschuldigten erfolgten Exekutionen heintückisch 
oder grausam im Sinne des $ 211 StGB erfolgt seien. 

Der Tatbeteiligung hinreichend verdächtig ist der Angeschul- 

digte demnach bezüglich folgender Tötungshandlungen: 

a) der Anordnung und Leitung einer nicht genau zu bestin- 

menden Zahl von Massenexekutionen in der Umgebung von 

Tschernigow im nach dem Gegenstand der Voruntersuchung 

hier maßgeblichen Zeitraum von Frühjahr bis Ende 1942, 

wobei eine erhebliche, nicht mehr festzustellende Zahl 

von Personen getötet wurde, jedoch nicht ausgeschlossen 

werden kann, daß es sich bei den Opfern un Partisanen 

handelte oder sie - die Opfer - vom Angeschuldigten als 

solche angesehen wurden; 

b) der Erhängung von 3 Zivilpersonen in Frühjahr 1942 an 

einem Balkon im Stadtgebiet von Tschernigow, von der 
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„eben den in der Antragsschri ft 

7 (Band VI Blatt 190 gr) y 
’ 

>00), A (Band VIIT Blatt B_ ya a (Band 
vıll Blatt 224 ff) berichten. Nach überwi 

o jener Zeugen handelt es gich ee A Aussa- 

ern jedoch 

jutmaßlich um Partisanen oder st an * 

srraftäter. 
drechtlich verurteilte 

genannten Zeugen auch 

        

„tisanen stehen außerhalb des ge 

a eßen insbesondere nicht den er ea 

„pänung- Sie durften im Zweiten Weltkrieg jedoch nur ie 

verden, wenn sie entweder beim Kampf betroffen oder 

glucht ergriffen und unmittelbar darauf als Kriegsmaßnahme 

gpschossen wurden oder wenn sie in einem Kriegs- oder Stand- 

gerichtsverfahren zum Tode verurteilt worden waren (BGHSt 22 

104 ff)» Diese Voraussetzungen lagen bei den Exekutionen er 

wirklichen oder angeblichen Partisanen unter Leitung des An- 

gten von Frühjahr bis Ende 1942 in der Umgebung von 

TgchernigoW nicht vor; die hingerichteten Personen befanden 

sich schon eine gewisse Zeit in Gefangenschaft und wurden 

zun Zweck der mMötung mit Lastkraftwagen zur Hinrichtungsstel- 

le geschafft - waren also nicht auf frischer Tat betroffen - 

und reguläre Kriegs- oder Standgerichtsverfahren sind gegen 

sie - wie auch der Angeschuldigte nicht behauptet - nicht 

durchgeführt worden. Die genannten Tötungen waren daher 

rechtswidrig. 

Die vorgenannten Exekutionen lassen jedoch nicht erkennen, 

gen Motiven oder in ihrer Ausführungsart 

Mörder aqualifizierenden Be- 

rden sind. Den Angeschuldigten 

die ihn nachzuweisenden Tötun- 

en Partisanen rechtswi- 

geschuldi 

daß sie aus niedri 

unter den Angeschuldigten als 

gleitumständen durchgeführt wo 

können deshalb lediglich - da 

gen von wirklichen oder vermeintlich 

ärig erfolgten - Totschlagsdelikte nA@ 

wegen Verjährungseintritts
 strafrechtlich indessen nicht 

hgewiesen werden, die 

Sage 
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„ehr verfolgt werden Können, Gemäg 
perrug die Verjährungsrni gr fürn Km greten des 9. Strafrechtsänge Obschlag 

15 Jahre. Zwar ist davon En Bsgegetzeg 

fe bedrohten Verbrechen betroffen. Auch eine rechtzeitige 
Verjährungsunterbrechung gemäß $ 68 a.F. StPO ist a 
folgt, da wegen der hier in Rede stehenden Tatkonplexe die 
Ermittlungen gegen den Angeschuldigten erst nach 1960 auf- 
genommen, insbesondere die richterlichen Vernehmungen erst 
erheblich später durchgeführt worden sind. 

Gemäß $ 204 Abs. 2 a.F. StPO war deshalb auszusprechen, daß 

der Angeschuldigte außer Verfolgung zu setzen ist. 

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 467 Abs. 1, Abs. 3 

Nr. 2 StPO. Dabei hat die Kammer davon abgesehen, die not- 

wendigen Auslagen des Angeschuldigten der Staatskasse auf- 

zuerlegen, weil eine weitere strafrechtliche Verfolgung we- 

gen Totschlags nur wegen eines Verfahrenshindernisses unter- 

bleibt. 

Lang Rasa Mill  


